
"Abraham Accord" ?! 
Zu den neuen Abkommen im Nahen Osten 

Ich kann mich gut erinnern, als während meiner siebenjährigen Studienzeit in 
Jerusalem, genauer im Juli 1986, im israelischen Rundfunk aufgeregt die Eilmeldung 
enthüllt wurde, dass sich Premierminister Shimon Peres in einem Flugzeug in Richtung 
Marokko befände. Das war durchaus sensationell, denn seit dem Ägypter Anwar al-
Sadat (der dafür mit dem Leben bezahlte) war kein arabischer Staatschef bereit 
gewesen, öffentlich einen Regierungschef Israels zu empfangen. Der damalige König 
Hassan II. (gest. 1999) unternahm nun diesen Schritt. Zwei Tage blieb die israelische 
Delegation in einem Palast nahe der Königsstadt Fes. Dort hatte die Arabische Liga 
einige Jahre zuvor, 1982, einen Plan vorgelegt, wonach der Uno-Sicherheitsrat 
„Frieden und Sicherheit aller Länder der Region garantieren“ solle – was implizit eine 
Anerkennung Israels eingeschlossen hätte, unter der Voraussetzung, dass Israel sich 
„aus allen besetzten Gebieten“ zurückzöge und einen Palästinenserstaat unter Führung 
der PLO mit Jerusalem als Hauptstadt anerkennen würde. 

Entsprechende Zugeständnisse brachte der Besuch in Fes von keiner Seite. Außer 
einem recht unverbindlich gehaltenen, gemeinsamen Communiqué wurde nichts 
vereinbart. Doch Marokkos Verhältnis zum Jüdischen Staat blieb vergleichsweise 
entspannt – jedenfalls vor dem Hintergrund der radikal kompromisslosen Ablehnung 
bis hin zur immer noch grassierenden Vernichtungsrhetorik anderer Staaten. 

Auch der nach wie vor sehr vitalen jüdischen Minderheit in Marokko ging und geht es 
traditionell vergleichsweise gut. Umgekehrt fühlen sich viele aus Marokko stammende 
Juden bzw. deren Nachkommen in Israel – sie bilden dort die größte Gruppe 
orientalischer Juden – ihrer „anderen“, früheren, Heimat oft weiterhin verbunden. 
Während das für die meisten anderen arabischen Länder nicht denkbar ist, ist es 
Israelis schon seit Jahrzehnten erlaubt, Marokko zu bereisen, wenn sie dort familiäre 
Wurzeln haben. 

So ist eigentlich verwunderlich, dass Marokko nicht schon in der Folge der Abkommen 
zur gegenseitigen Anerkennung, die Israel und die PLO 1993 in Oslo auf den Weg 
brachten, und die zumindest anfänglich Bewegung und Hoffnung in Richtung auf 
echten Frieden in Nahost brachten – auch wenn die der Gewalt der Unversöhnlichen 
nicht lange standhielt – diplomatische Beziehungen mit Israel aufnahm. Allein 
Jordanien bzw. dessen Königshaus sprang damals auf den Zug auf, hat aber bis heute 
Mühe, diesen Schritt vor der eigenen Bevölkerung zu rechtfertigen. Warum also 
ausgerechnet jetzt, im Dezember 2020, in einer Zeit, in der Israel mit dem „Deal des 
Jahrhunderts“ zwischen Trump und Netanjahu die Palästinenser in geradezu 
historischer Weise demütigte (siehe „Donald löst den Nahostkonflikt“, Abrahams Post 
Frühjahr/Sommer 2020) und der israelische Premierminister seine Doktrin, wonach 
keine Zugeständnisse an die Palästinenser erforderlich seien, um arabische Staaten 
zum Einlenken zu bewegen, auch in Washington zur Staatsräson machen konnte? Es 
drängt sich freilich der Verdacht auf, dass das von weiten Teilen der Welt ersehnte 
bevorstehende Ende der Ära Trump dabei die entscheidende Rolle spielte. Der lieferte 
denn auch die Erklärung, als er bekannt gab – damals durfte er noch twittern – dass 
die USA ab sofort die seit 1975 von Marokko besetzte Westsahara als zu Marokko 
gehörig betrachten würde. Schließlich, so die ebenso schlichte wie trumpeske 



Begründung, habe Marokko ja schon 1777 die USA anerkannt. Das also war der Deal: 
Wir anerkennen eure Besatzung, und ihr nehmt Israels Besatzung von 
Palästinensergebieten hin. 

Vorausgegangen waren dem bekanntlich kurz zuvor zwei weitere Friedensabkommen: 
mit den Vereinigten Arabischen Emiraten und mit dem kleinen Inselstaat Bahrain. Zwar 
hatten die Staaten nie Krieg gegeneinander geführt, doch kann Benjamin Netanjahu 
die Vereinbarungen zum Austausch diplomatischer, kultureller und – ganz besonders 
– wirtschaftlicher Beziehungen in der Tat als historischen Erfolg für sich verbuchen. 
Dass dabei ein Handelsabkommen im Umfang von mehreren Milliarden Dollar 
ausgerechnet den Namen „Abraham Fund“ erhielt, mag man geschmacklos finden. Es 
passt jedoch zur Denkweise und zur verdrehten und entstellenden Sprechweise der 
Trump-Ära, und es passt natürlich zu der Bezeichnung, unter der die Abkommen in 
Washington vermarktet wurden: „Abraham Accord“, „die Abraham-Vereinbarung“! 

Sie beinhalten Rüstungsversprechen der USA für die VAE, insbesondere von hochtech-
nisierten F35-Kampfflugzeugen – die nun allerdings vom neuen US-Präsidenten Biden 
einer kritischen Prüfung unterzogen werden sollen. Solche Zusagen stellte die Trump-
Regierung auch dem Königreich Saudi-Arabien in Aussicht, von dem Beobachter 
ebenfalls für möglich gehalten hatten, dass es eine offene Anerkennung Israels (de 
facto bestehen ja inzwischen keine schlechten Beziehungen) aussprechen würde. 
Womit ein zentrales, wenn nicht ein entscheidendes Glied in jener Achse angesprochen 
ist, um die es geht: um das „gemeinsame Interesse an einem Krieg mit Iran“ nämlich, 
wie Netanjahu im Februar 2019 wörtlich formuliert hatte. Entsprechend groß war die 
Sorge, dass es noch vor dem Ende der Amtszeit Trumps zu einem Militärschlag 
kommen könnte, und an entsprechenden Provokationen fehlte es nicht. Dass es dazu 
nicht kam, mag womöglich nur dem chaotischen Getrampel des orientierungslosen 
Präsidenten in den letzten Wochen und Tagen seiner Amtszeit zu verdanken sein, 
deren Ende er nicht hinnehmen wollte. Ein solcher Gedanke stimmt nachdenklich, denn 
was dadurch womöglich ausgeblieben ist, hätte das Fanal zu einem neuen, 
verheerenden und umfassenden Krieg werden können – den am Ende gewiss niemand 
gewollt haben würde. 

Was wohl Abraham von all diesen Machenschaften gehalten hätte? Nun, vielleicht hätte 
er darauf verwiesen, dass sich schon in der Zeit, als die Geschichten und 
Überlieferungen ihre Gestalt annahmen, die wir in der Hebräischen Bibel über ihn 
vorfinden, ein besonders enges Verhältnis zwischen Persien und dem sich formieren-
den Judentum entfaltete. Das erneut von hoher Gewichtung war, als der sogenannte 
Babylonische Talmud im persischen Herrschaftsbereich abgefasst wurde. Dass in Israel 
heute eine große und bedeutende Gruppe von aus dem Iran stammenden Juden lebt, 
die sich oft kulturell weiterhin ihren Wurzeln verbunden fühlen. Und dass auch im 
heutigen Iran jüdische Gemeinden bestehen. Der Visionär Abraham würde vielleicht 
davon träumen, dass – ganz ähnlich wie in Marokko – auf diesen persönlichen 
Verbundenheiten aufgebaut werden könnte und die politischen Irrwege endlich 
umschifft werden könnten … Was freilich voraussetzen würde, dass die Machthaber im 
Iran sich mehr um die legitimen Belange der eigenen Bevölkerung bemühen würden, 
anstatt die Aufmerksamkeit auf den Wahn von der Auslöschung eines Staates 
abzulenken, mit dessen Existenz das iranische Volk so wenig ein Problem hätte, wie 



andere auch, wenn für die betroffenen Palästinenser eine gerechte Friedenslösung 
verwirklicht werden würde … Viele Konjunktive. 

Er, Abraham, war bereit, sich auf die Verheißung hin in eine ungewisse Zukunft 
aufzumachen. Das wäre im besten Sinne abrahamisch. 
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